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Landtagsblatt .
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Mittheilungen aus den Verhandlungen der Stände des Großherzogthums
Baden im Jahr 1831 .

N °’ 99 . Karlsruhe 1 . August.

Forts , der ein und fünfzigsten öffxntl . Sitzung
der zweiten Kammer .

Tie sechste Bestimmung über das Recht des unbeschränk - i

ten Erwerbs in Liegenschaften , will Rettig v . K . gestrichen

haben , weil der Erwerb von Liegenschaften überhaupt schon

ein staatsbürgerliches , und die Marktloosung , die er bald

hofft aufgehoben zu sehen , bis dahin in dem Civilrechte

dem Gemeindebürger gesichert sehe. Bekk und v . Rotteck

widersetzen sich des Strichs , und insbesondere glaubt letzte¬

rer , daß für das Loosungsrecht allerdings auch Gründe

sprächen . Duttlinger unterstützt Rettig v . K . , weil

der Erwerb von Liegenschaften ausdrücklich als Recht des

Staatsbürgers anerkannt sey , und mit dem Worte „ unbe¬

schrankt, " , die Marktloosung sehr undeutlich bezeichnet sey .

In Beziehung auf die Marktloosung selbst aber sey er ganz
der Meinung von Rettig , und halte diesen Zusatz un¬

seres Landrechts für einen von denjenigen , welche des Ge¬

setzbuch verunstalteten . Merk spricht sich in gleichem Sinne

aus , und eben so Winter v . H . Mittermaier glaubt ,

daß die Bestimmung aufgenommen werden müsse , weil man

hier wohl nicht die Absicht haben könne j das Recht der

Marktloosung zu verändern . W etz el I . hält die Bestimmung

nicht für unbedeutend , und will deßwegen zu größerer

Deutlichkeit statt des Wortes „ unbeschränkt " gesetzt baben

„ und die Marktloosung ." W c tz e l H . findet dadurch die Dach -

losung nicht ausgedrückt , und schlägt vor beizusetzcn „ und

der noch bestehenden Loosungsrechte ." Gerbel wünscht

ebenfalls , daß bestimmter ausgedrückt werde , was man wolle ,
weil er ohne den Bericht niemals an die Marktloosung bei

dieser Fassung gedacht haben würde .

Nachdem noch mehrere Redner für und wider sich aus¬

gesprochen , werden alle andere Vorschläge verworfen und

die , Fassung der Kommission angenommen .

Bei § . 5 , der dem weiblichen Geschlechte bloß durch Ver -

chligung ein Bürgerrecht zu erwerben zugesteht , erklärt v .
! T sch e p p e diese Bestimmung für eine unverzeihlich barbarische

und die Gründe in dem Berichte als inconsequent . Er

sieht keinen Grund der 40jährigen Jungfran zu versagen ,
was man der 20jahrigen Wiltwe zugestehe , vielleicht , weil

jene ihre kränkliche Mutter nicht verlassen , oder ihrem Va¬

ter in seinem Gewerbe unentbehrlich sey , und fährt dann

mit folgenden Worten fort : „ Wir sahen unvermählte Wei¬

ber auf Thronen , unter deren Herrschaft die Völker glück¬

lich waren , und wir wollen ihnen das kleine Bürgerthum

versagen ? Setzen wir uns nicht der Gefahr aus , unfern

Nachkommen eben so lächerlich zu werden , als wir über sie

lachen , wenn wir den Streit ihrer Gelehrten lesen , ob

Weiber Menschen sind ? " Er zeigt ferner , daß alle in § . 1

enthaltene Rechte bis auf wenige die Frau eben so gut
üben könne als der Mann , daß aber auch Männer oft

nicht im Stande seyen , alle zu üben . Er wünsche deßwe¬

gen , daß der § . zur Ehre der Frauen geändert werde .

Mittermaier und S e l tz a m äußern ihre Freude , daß

der Alterspräsident sich so ritterlich der Damen annehme ,
und letzterer insbesondere wünscht überhaupt , daß auch bei

uns die Frauen cmancipirt , und nach dem Beispiele einer

sonst nicht freisinnigen Regierung auch das Institut der Bei -

standsschaften aufgehoben werde .

v . Rotteck erklärt sich ebenfalls für die mildern Grund¬

sätze gegen die Frauen , und findet es inconsequeut , wenn in

§ . 7 den unehelichen Kindern das Bürgerrecht gegeben werde ,

während man es der Mutter versage , weil man doch wohl

nicht werde auf andere übertragen können , was man selbst

nicht besitze, und weil man durch dieses Uebertragungsrecht

derjenigen , die unehelich geboren , doch immer eine Art von

Bürgerrecht zugestehe , während man der tadellosen Bürgers -
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tochter den Ehrennahme » „ Bürgerin " verweigere . Auch sehe
er nicht , wie man ihnen die materiellen Rechte des Allmend -
gcnnsseö versagen könne , die man der oft der Gemeinde
fremden Wittwc gewähre ; wie man das Gemcindebürger -
recht absvreche , während das Scaatsbürgerrecht ihnen an -
gehöre . Er wünsche deswegen , daß der Satz dahin abge¬
ändert werte ; „ auch die Frauen können das Gcmeiiikebür -

gcrrechl erwerben, " weil er in der Unfähigkeit ihres Ge¬
schlechts zur Erfüllung einzelner Rechte und Plichten keinen
Grund sehe , ihnen alle Rechte zu versage » , oder mau
ans gleichen Gründen dasselbe auch vielen Männern ver¬
sagen müsse .

Staatsrath Winter vertheidigt die Vestimniungen des

Regierungseutwurfs , welche den Weibern zwar ein Bürger¬
recht versage , dagegen aber auch sie bei ihrer Verewigung
zeder Vermögenönachweisung so wie der Erlegung von Bür -

gereiukaufsgeldes consequent emhebe , womit der armeru
Klasse gewiss eine grössere Wohlthac zugckomme » wäre , als
mit dem Bürgerrechte selbst . Er bedaure , daß die Kom¬
mission von dieser Bestimmung abgegangen sey , und glaubt
allerdings , daß , wenn die Ansicht der Kommission in die¬
ser Beziehung angenommen werde , auch ein Bürgerrecht ,
soweit sic solches ausüben könnten , zngestande » werden müsse .

Mittelmaier bekennt sich in der vorliegenden Frage
zu der Minorität der Kommission . Den Weibern die Eman -
cipativn überhaupt zu versagen , sehe er überall keine Grunde ;
eine Versündigung gegen das Geschlecht , gegen die Mensch¬
heit und die Stimme der Eivilisation aber wurde eS feyn ,
wenn man ihnen das Bürgerrecht versagen wolle . Er
führt dann mit den Worten fort : „ Unser benachbartes
Würteinberg ist nicht sehr galant , schl-icsst wenigstens seine
Gailerie im Sitzungssaale der Staude dem weiblichen Ge -
schlechte, und doch ist im Jahre 1828 das angeborne Bür¬

gerrecht der Weiber anerkannt worden . " Scsion seit 1 Vt Jah¬
ren habe die Gesetzgebungs -Kommission zur Bearbeitung eines
Entwurfs den Auftrag erhalten , welcher das Institut der
Beistandschaft der Weiber in Baden auizuhcben bestimmt
sey, um ein Vorurtheil zu beseitigen , dessen unsere Nachbar¬
staaten sich längst geschämt . ES wurde eine Jnconsequenz
seyn , wenn wir also daS Bürgerrecht heute versagen woll¬
ten . Er rühmt den bessern Sinn vieler Frauen für öffent¬
liche Angelegenheiten , der oft genug Männern fehle , und
hält cö für unrecht , das Bürgerrecht an eine Bedingung zu
knüpfen , deren Realisirung nicht in ihrer Gewalt liege . Er

wünscht desswegcn , daß den Weibern das angeborne Bürger¬
recht znerkannt , und der Antritt nicht versagt werde , wenn
sie die Bedingungen des § . 10 erfüllen .

Bekk erklärt in der Bestimmung des vorliegenden §.
zwar der Majorität der Kommission auzugebören , ohne daß
er sich aber einer Härte gegen das andere Geschlecht schul¬
dig bekenne , weil er für die Begünstigung gestimmt , wie
sie der Regicrnngsenkwnrf enthalte , und der ihnen freien
Uebcrzug und dem Burger die Wahl seiner hiebe über¬
all luigebiiidcrt gestatte . Die Unfähigkeit einzelner Bürger
zur Erfüllung mancher Bürgerpflichten sey nicht zu verglei¬
chen mit der allgemeinen Unfähigkeit zu deren Erfüllung
von Seiten des andern Geschlechts , und er sehe, wenn man
kiese, wie z. B . bei allen Gemeindeämtern , bei der Slimm -
gebung in der Geineindeversammlung und andern bürger¬
lichen Pflichten nicht widersprechen könne , auch keinen
Grund , ibneu ein selbstständiges Bürgerrecht einzuräumen .
Den Vorwurf der Jucousiqu .'uz mit der Bestimmung im § . 7,
der ' den unehelichen Kindern ein Bürgerrecht zutheilc , sehe
er darum nicht für gerecht , weil er nach feinem Sinne
dem weiblichen Grschlechte allerdings ein augebornes Bür¬
gerrecht zugcstehe , und nur den selbstständigen Antritt des¬
selben nicht wolle , weil er es überhaupt der Sittlichkeit nicht
förderlich halte .

Fecht begründet seinen Beitritt zu der Ansicht , welche
den Weibern das Bürgerrecht zuspricht , mit dem weitern
Grunde , dass , jemehr die Bevölkerung steige , und dadurch
die Schw -'erigke .t kein Brod zu verdienen znnehme , nnd
jemehr der Hang zur Ungebundenheit den ebeloscn Stand
der Männer vermehre , desto iiotbwendiger werde es auch
dem Weibe eine Selbstständigkeit cinznkäumen , nnd er fürchte
nicht die Gefahr für die Sittlichkeit dadurch vermehrt .

Nachdem er rühmliche Beispiele heroischer Weiber berührt ,
schließt er mit den Worten : „ Ich verwerfe den §. nicht
nur im Interesse des Weibes , sondern der ganzen Mensch¬
heit , indem die Ehre und die Würde des Weibes mir der
Ehre , der Würde und dem Woble des Ganzen auf das in¬

nigste verbunden ist."

Bader erkennt die Bestimmung der Kommission , welche
den unvereheligten Bürgerstöchtern ein grösseres Recht nicht
einräume , als den Heimathloscn , mit der Humanität und Li¬
beralität in grellem Widerspruch ; er erklärt sich für Be¬

günstigungen des weiblichen Geschlechts , welche der Ehre
desselben nicht zuwider seyen , und schlägt dazu die Fassung

>
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vor : Frauensperwilett , die das angeborene oder er¬

worbene Bürgerrecht haben , können nur die unter Nr . (i |

u . 8 im §. 1 genannten Rechte awprechcn . Er fuhrt Bei¬

spiele seiner Erfahrung an , nach welche » kinderlose Wüt -

wen , namentlich ans der Schweiz , in ihre Heiinatb zuruck -

gekehrt , um im Kreise ihrer Familien zu leben , die aber

nothwcndig in diesem Fall ein Bürgerrecht erwerben muß - !

ten , weil sie außerdem ihr Vermögen dort zurnckgehalten j
sähen . '

j
Winter v . H . will den Weibern den Antritt des Bur - j

gerrecht nicht gestattet wissen, weil er dadurch die Zahl un - j

verebeligten Frauenzimmer , und also auch jene der Hage - i

stolzen , zu vermehren fürchte , und fährt dann fort : „ Un - !

tcr dem Namen Bürger verstehe ich einen Meiischen , der !

zu Hause Herr ist , und Mann zugleich , Mann auf dein j
Rathbause und überall , wo ihn der Staat beruft ."

Rettig v . K . glaubt die Frauen nicht minder zu schäz-

zen , wenn er sie auch nicht auf dem Ratbhause , sondern

>rt einem wohlkbätigeren Wirkungskreise , der Kinderstube ,

zu sehen wünsche , wohin sie die Vorsehung gewiesen . Er

erkennt in der Frau die Gefährtin , die Trösterin und Ralh -

geberin des Mannes , und als erste Erzieherin der Kinder

sie hinreichend und ehrenvoll beschäftiget . Ohne Freund

deö Eölibats und am wenigsten des der Frauen zu seyn ,

glaube er doch , daß jedes Gesetz in seiner ganzen Ausdeh¬

nung auch anwendbar seyn müsse , er könne aber sich den

Betrieb eines Gewerbes von Seiten unverehelichter Frauen

nicht denken , und sehe in der Berechtigung der Witlwen

nur den Fall des NotbstankeS , den man nicht erweitern

müsse . Er bezweifle , ob der verständige Theil des andern

Geschlechtes eine solche Begnnstignng selbst wünsche . Er

stimme deßwegen für den Antrag des Abg . Bader , daß

ihnen nur das nythwendige Recht zum Fortkommen in der

Gemeinde , ein volles Bürgerrecht aber nimmermehr einge -

räumt werde .

Nachdem sich die Abg . v . Rotteck und Mittermaier

wiederholt für die Rechte der . Frauen ausgesprochen , der

Abg . Mohr aber lediglich für das angeborne Bürgerrecht

ohne den selbstständigen Antritt desselben erklärt , und zu¬

letzt der Abg . v . Jtzstein in gleichem Sinne das ange -

bvrne Bürgerrecht vertheidigt , dagegen jede weitere Aus¬

dehnung bestritten , weil alle dem weiblichen Geschlechts nütz¬

lichen Rechte schon Ausflüsse des Staatsbürgerrechts seyen ,
endlich Wetzet II . noch die Theilnahme am Allmendgenusse

für den Fall reclamirt , wenn die Bürgerstochtcr steuerbare

Liegenschaften besitze , wird die Diskussion geschlossen , Mid

folgende Fragen zur Abstimmung gebracht :

1) Soll den Frauenspersonen ein angeborneS Bürger
reckt zukommen ?

2 ) Sollen sie das angeborne Bürgerrecht selbstständig
anrreten können ?

3 ) Sollen sic es durch Aufnahme in einer andern Ge¬

meinde selbstständig erwerben können ?

Die erste Frage wird bejaht , die beiden andern aber

verneint .
Bader wünscht nach der Abstimmung , daß ivenigsteus mS

Protokoll daS niedergelegt werde , was sich aus der Diskus ,

sion ergeben , daß auch ledige Frauen jedes nicht zünftige
Gewerbe Kraft ihres Staatsbürgerrechts zu treiben berech

liget seyen .
Die Sitzung wird hierauf geschlossen . f
Redaktion des Gesetzes der Bürgeraufnahme nach den

Beschlüssen der zweiten Kammer :

I .. Titel .
Allgemeine Bestimmungen .

Von den Rechten der Gemeiudebürger .

§. 1 . Die Rechte der Gemeindebürger sind :

1) das Recht des ständigen Aufenthalts in der Gemeinde ,

und der Benutzung aller Geineindeanstalteri ;
2 ) der Skimmengebmig bei Gemeindeversammlungen ;
3 ) der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit zu asten Gemein ,

deämkern ;
4 ) der Theilnahme an dem Gemeinde - und AstmeuLgnt ,

und zwar die unter Nr . 2 , 3 u . 4 . bezeichneten Rechte , nack

Vorschrift des Gesetzes über Verfassung und Verwaltung der-

Gemeinden .
5 ) deö Betriebes eines jeden Gewerbes nach Vorschrift

der Gesetze ;
6 ) des unbeschränkten Erwerbs von Liegenschaften ;

7 ) das Recht in der Gemeinde , deren Bürger Jemand

ist , durch Heirath eine Familie zu gründen .

8 ) das Recht des Anspruchs auf Unterstützung aus den

Gemeindeinitteln in Fällen der Dürstigteit .

Denjenigen , die ein angebornes Bürgerrecht besitzen , das

Bürgerrecht aber noch nicht angetreten haben , stehen die un¬

ter Nr . 1 , 6 und 8 genannten Rechte zu.

§. 2 . Die Rechte aller Gemeindebürger sind gleich , wo
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nicht das Gesetz über Verfassung der Gemeinden und das -ge¬
genwärtige einen Unterschied machen .

§. 3 . Niemand kann in Zukunft das Bürgerrecht in mehr
als einer Gemeinde besitzen.

II . Titel .
Von der Erwerbung des Bürgerrechts .

§ . 4 . Das Bürgerrecht wird erlangt :
1 ) durch Geburt ;
2 ) durch Annahme .

§. 5 . Bürgerstöchtcr haben ein angebornes Bürgerrecht ,
können aber dasselbe erst antreten , wenn sie sich mit einem
Gemeindebnrger verheirathen .

Andere Frauenspersonen erlangen Bürgerrecht nur durch
Verehelichung mit einem Gemeindebürger oder Aufnahme ih¬
res Ehemannes in das Bürgerrecht .

Auch nach getrennter , oder nichtig erklärter Ehe behält
die Ehefrau ihr Bürgerecht in der Gemeinde , in welcher ihr
Ehemann dasselbe zur Zeit der Auflösung der Ehe hatte .

Zwei u . fünfzigste vffentl . Sitzung der zweiten Kammer .
Karlsruhe , Len 4 . Juli 1831 .

Der Präsident eröffnet der Kammer , daß der erste Sekre¬
tär Grimm durch die Krankheit seiner Frau abgcrufen , Se¬
kretär Speyerer inzwischen seine Geschäfte übernommen ,
daß aber bei den täglichen Sitzungen nothwendig werde , das
Sekretäriat mit ein oder mehreren Gliedern zu unterstützen .

Sekr . Speyerer macht hierauf die neuen Eingaben be¬
kannt , denen zuletzt noch v . Jtzstein eine Petition seines
Wahlbezirks um Aufhebung des Zehntens beifügt , die , mit
700 Uuterschriften versehen , den Beweis liefere , wie sehr
die Aufhebung dieser drückenden Last im Lande gewünscht
werde .

Nach der Tagesordnung berichtet alsdann der Abg . Hof¬
mann Namens der Budget - Kommission über die Nachwei¬
sungen des Militäretat , welchen Bericht wir bereits in Nr . 91 ,
92 u . 93 unsers Blattes nebst der darauf gefolgten kurzen
Diskussion abgedruckt haben .

Der Präsident fordert den Abg . v . Rotteck auf , den Be¬
richt der Petitions - Kommission wegen später eingekommenen
Petitionen um Preßfreiheit vorzntragen .

Staatsr . Winter wünscht , daß zur Ersparung von Zeit
auf einen Gegenstand nicht mehr . zurückgekommen werden

möge , der ja in der Bitte um Vorlage eines Gesetzentwurfs
bereits seine Erledigung erhalten .

v . Rotteck aber erläutert , daß sein Bericht nur eine Fort¬
setzung seines früheren Geueralberichtes über viele Petitionen
sey, damit die Petenten Kunde erhielten , was aus ihren Pe¬
titionen geworden , und versichert , daß der Zeitaufwand dafür
sehr gering seyn werde .

|
Er berichtet sofort über 18 Petitionen , die Gemeindever -

j hältnisse betreffend , und versichert , sie s. Z . dem Bericht¬
erstatter über die Gemeindeordnung zu möglichster Berücksich¬
tigung zugestellt zu haben ; so wie 22 Eingaben wegen Auf -

! Hebung des Zehntens dem Berichterstatter über diesen Gegen -
j stand übergeben worden scyen . Dagegen seyen 3 nachträg-
! liche Petitionen von Lörrach , Offenburg und Heidelberg um

j Preßfreiheit , so wie 12 andere , wegen Aufhebung der Frohi »-

j den , als bereits erledigte Gegenstände betreffend , zu den
: Akten zu legen . Er erwähnt zuletzt noch 2 anonymer Einga -
! ben , und endlich das ehrenvolle Anerbieten eines wohlhaben -
! den Privatmannes zu Freiburg , der nicht genannt seyn wolle ,
! 50 fl . fünf Jahre lang zur Besserstellung eines Schullehrers
| der Regierung zur Verfügung zu stellen , das durch dankende
> Annahme in einer früheren Sitzung seine Erledigung gefun¬

den , und endlich die Danksagung der Gemeinde Leimen , we¬
gen erhaltener Unterstützung für ihren Schullehrer .

Hierauf berichtet v . Notteck ferner , Namens der Peti¬
tions - Kommission über die bei der Kammer eingekommene
Ehrenverwahrung des Hofgerichts zu Rastadt :

Meine Herren !
Der Gegenstand der in der angeführten Sitzung erklun¬

genen Vorwürfe ist einer hohen Kammer noch in frischer
Erinnerung , und es kann der Zweck des gegenwärtigen
Berichts nicht seyn , noch weiter in das Materielle der
Sache einzugehen , da dasselbe durch die in den Protokollen
enthaltenen umständlichen Vorträge mehrerer rechtskundiger
Abgeordneten , so wie durch die von den Rednern der Re¬
gierung gegebenen Erläuterungen bereits hinreichend erör¬
tert worden . Nur möchte zur Vervollständigung des Fak -
thums noch der — uns hier vom Hofgericht in den vor¬
gelegten Acten mitgetheilte — buchstäbliche Inhalt derjeni¬
gen Justizministerial - Verfügung gehören , deren an sämmt -
liche Advocaten und Procuratoren des Rastädter Hofgerichts
geschehene Insinuation , den Abgeord . Rindeschwender
veranlaßte , die Sache in der Kammer zur Sprache zu
bringen .
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Die fragliche Stelle jener Verfügung ( vom 29 April d . I .
Nr . 1988 .) lautet also :

„ Dem Großherzogl . Hofgericht wird überlassen , den

Hofgerichtsadvocaten und Procuratoren zu eröffnen , daß

sie die Taren , Sporteln , u . s. w. sogleich mit dem Empfang
der Insinuationen berichtigen sollen , um so gewisser , als

sonst , wenn zwei Jnsinuationstermine zusammen kommen ,
ohne daß sie ihrer deßfallsigen Schuldigkeit Genüge geleistet
haben , ihre Procuratur suspendirt , und sie erst nach Zah¬

lung des Rückstandes und Stellung einer baaren Cau -
tion , wegen etwaiger künftiger Schuldigkeiten wieder zur
Procuratur würden zugelassen werden ." —

Die Vertheidigung des Hofgerichts gegen die über obige

Verordnung und deren Insinuation erklungenen Vorwürfe

besteht nun allernächst in der Berufung auf den in den

Worten : „ dem Hofgericht werde überlassen " ein an¬

geblich enthaltener Ministerialbefehl zu Eröffnung
des Inhalts an die Advocaten , und sodann in der versuch¬
ten Rechtfertigung dieses Inhalts selbst , als einen „ zwar
strengen, " jedoch „ nicht ungesetzlichen " oder „ wi¬

derrechtlichen " oder gar verfassungswidrigen
Maßregel . Das Hofgericht sagt sich zumal feierlich los
von jeder wissentlichen Verfassungsvcrletzung , und gibt
höchstens die Möglichkeit eines unterlaufenen Irrthums

zu , indem es zugleich auf seine von jeher bewiesene Ge¬

setzlichkeit und Verfassungstreue .mit Nachdruck sich beruft ,
und in der Kostbarkeit des bei seinen Gerichksuntergebenen
Su erhaltenden Vertrauens die Aufforderung zu seiner
eingereichten Ehrenverwahrung erkennt .

Ihre Kommission , m . H . , anerkennt ihrerseits in dem

Eifer solcher Ehrenverwahrung und solcher an die Kammer

gesendeten Rechtfertigung , einen erfreulichen Beweis von
der zunehmenden Macht der öffentlichen Meinung , und von
dem auch für die höheren Behörden und Tribunale impo -
nirenden Eindruck der in einer freigewählten Teputirten -
Kammer erklingenden , billigenden oder mißbilligenden Ur -

theile ; sie anerkennt , darin auch eine , sowohl für die Ver¬

gangenheit genügende als für die Zukunft Bürgschaft lei¬

stende Aeußerung jener loyalen , dem Gesetz und der Ver¬

fassung ergebenen Gesinnung , wovon das Hofgericht zu
Rastadt in neuerer , wie in älterer Zeit schon viele , in

ehrender Erinnerung stehende Beweise gegeben hat .
Indessen vermag dieses allgemeine Anerkenntniß die Be -

urtheilung des wirklich vorliegenden , einzelnen Falls nicht

abzuändern , wiewohl die hohe Kammer sehr gerne der

Versicherung des Hofgerichts glauben wird , „ daß dasselbe

irgend einer Ungesetzlichkeit bei der Verfügung sich unbe¬

wußt war , und noch unbewußt sey, " und daß also

jedenfalls nur von „ entschuldbarem Jrrthum " die

Rede seyn kann .

Dabei kann aber Ihre Kommission ihr Bedauern nicht
ausdrücken über den Ton , welchen die Rechtfertigungs -

schrift , nach einem mild und achtungsvoll lautenden Ein¬

gang , allmählig zu nehmen sich erlaubt . Aus der Selbst¬

rechtfertigung geht das Hofgericht allmählig eigenen

Vorwürfen gegen die Kammer und gegen einzelne Ab¬

geordnete über ; es behauptet , der Abg . Rindeschwen -

d c r habe „ d i e F r e i h e i t d e r T r i b u n e m i ß b r a u ch t, "

cs findet in dem Umstand , daß derselbe „ einer seiner
Advocaten sey, " einen erschwerenden Umstand solches

Mißbrauchs ; es nimmt ferner die Eigenschaft eines andern

Abgeordneten , als eines „ Mitglieds desHofgerichts "

in Anspruch , und „ bedauert, " daß dieses , „ sein

wohlunterrichtetes Mitglied, " zu einem solchen ,
alle Würde und Achtung seines Gerichtshofes

verletzenden Angriff still geschwiegen ." Endlich bezeich¬
net es gar die — übrigens unächt wiedergegebene Aeuße¬

rung des erst genannten Abgeordneten , als „ eine Un¬

wahrheit, " und verschärft solchen unziemlichen Ausdruck

noch durch den doppelten Strich , womit es das Wort recht
in die Augen fallend zu machen sich bemüht .

Diese Ausdrücke , verbunden mit der auch in andern

Stellen sich zeigenden Bitterkeit , beweisen freilich , daß das

Hofgericht abermal in einem — hier dabei minder ent¬

schuldbaren — Jrrthum sich befinde , in einem Jrrthum

nämlich über seine konstitutionelle Stellung gegenüber der

Kammer . Das Hofgericht — betrachte man cs als Hof¬

gericht so wie es in der Rubrik seiner Eingabe sich an -

küudet , oder als Hofgericbtspersonale , so wie es

aus der Unterzeichnung seiner sämmtlichcn Mitglieder er¬

scheint — hat keine Befugniß , der Kammer der Volks -

Abgeordneten Vorwürfe zu machen . Auch sollte es

wissen , daß in dieser Kammer nicht seine Advocaten

als solche , nicht seine Mitglieder als solche sitzen,
sondern nur die Abgeordneten des Volks , deren Ver¬

sammlung , vereint mit der ersten Kammer und mit der

hohen Regierung , die oberste Autorität des Staates
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bildet , welcber selbst die Minister verantwortlich sind , wäh¬
rend sie , die Kammer , unverantwortlich ist.

Mögen also Präsident und Rätbe des Hofgerichts , wenn
sie durch daS mißbilligende Urtheil der Kammer sich ver¬
letzt glauben , an das höchste Tubunal der öffentlichen
Meinung sich mit ihrer Rechtfertigung oder auch Be¬
schwerde wenden ; solches Recht , wie es jedem Staatsbür¬

ger zusteht , mögen sie unbestritten ausuben , und über die
Art der Ausübung , ( so lange sie die positiv rechtlichen
Schranken nicht überschreitet ) nur jene öffentliche Meinung
selbst veranrworlich seyn ; aber in ihren Addressen an die
Kammer der Dolks - A bgeordueten selbst seye» sie
eingedenk der Wurde dieser Kammer und der Stellung der

Collegien wie der Einzelnen , gegenüber der Volksrepräsen¬
tation ! —

Ihre Kommission , m . H . , nach diesen zur Erläuterung
dienlichen Bemerkungen , trägt darauf an , über diese zu
den Acten zu legende Eingabe des Rastädter Hofgcrichls —

zur Tagesordnung zu geben .

Sraarsr . Winter . Pie Regierung sieht in der Eingabe
des Hofgerichls eine ordnungswidrige Eingabe an die Kam¬
mer , weil dieselbe nur mit der vorgeictzten Stelle zu .comu -
niziren hat . Hat das Ho 'gericht geglaubt , daß ihm durch
Beschluß der Kammer oder Aeiißeruiigen einzelner Mit¬
glieder zu nahe getreten siy , , o hätte eö seine Be¬
schwerde bei seiner Vorgesetzten Behörde eingcbeu , und diese
bitten sollen , seine Ebre zu vertveioige » und eine etwaige
Kränkung entweder erläuternd oder beschwerend zu beseiti¬
gen . Das hat es aber nicht getban , und darum die Fol¬
gen sich selbst zuzuschrcibcn . Ich glaube mich übrigens we¬
der aut den Inhalt noch auf das Weitere nochmals ein¬
lassen zu dürfen .

v . Rotteck . Die Kammer hat zwar nicht das Recht ,
nüt andern Behörden als dem Slaatsminifterio zu comu -
nijiren , allein den Behörden und ihren Mitgliedern ist
nicht versagt , Eingaben an die Kammer zu senden , so wie
auch wirklich von verschiedenen Corporationcn und Behörden
dergleichen Eingaben eingekvmmen sind.

Staatsr . Winker . Ich muß dieß geradezu widersprechen .
Alle Stellen sind zunächst nur der Regierung verantwortlich ,
dir daun zu entscheiden hat , ob sie eine Mittheilung an die
Kammer machen will oder nicht . Eine andere Form würde
eine Zerstörung aller Gewalten zur Folge haben .

Staatsr . Ne den ins . Von Außen kann an die Kammer
nichts kommen als Petitionen , das Horgerickt aber hat als
Hoßgericht keine Petition anzubringen , wenn eö auch den
Miigliedcrrl desselben gleich allen Staatsbürgern unver -
webrt ist.

Der Abg . Rindeschwender rügt den harken ungeeigne¬
ten Angriff in jener Ehrenverivahrung des Hofgeriebts gegen
seine Person und die freie Rede überhaupt , der ihn um so
mehr befremde , als er in jenen Sitzungen vom 20 . und 25 .
Mai ausdrücklich und überall nur eine Justiz - Ministeri «

alverfugung angegriffen habe , und das Hofgericht nach
den der Kammer vorgelegten Acren im Besitze wörtlicher Ab¬
schrift seiner Reden gewesen sey . Wenn er aber auf die
Aeußerung des Abg . Gerbel : „ er erwarte nicht , daß das
Hofgericht zu Mannheim einer solchen Verfügung Folge ge¬
ben werde " erwidert , daß er gleiche Erivartung von dem
Ho

'
gerichte zu Rastadt nicht habe , so sey damit nichts mehr

und nichts weniger behauptet , als was der Erfolg gerechtfer¬
tigt habe , indem das Hofgcriebt jener Verfügung nicht nur
Folge gegeben , sondern auch die Gesetzlichkeit derselben nacb -
zuweisen versucht habe .

Er siebt sich durch diesen Angriff in jener Schrift sowohl
als seine Verbreitung in öffentlichen Blättern , dessen Unge¬
rechtigkeit er aus den Originalprotokollen nachweist , tief ver¬
letzt , und glaubt seiner persönlichen Ebre gleich wie seiner
Stellung als Abgeordneter schuldig zu seyn , gegen den Alt¬

trag der Kommission zur Tagesordnung einen Beschluß zu
verlangen , der ihm für die Vergangenheit Genugthuung und
für die Zukunft Sicherheit für seine ständische Thätigkeit ge¬
währe .

Staatsr . Nebenius nimmt aus diesen Aeußerungen ab ,
daß lediglich ein Mißverständniß hier obwalten müsse , und

wünscht , daß die Diskussion nicht verlängert sondern zur
Tagesordnung übergegangen werden möge .

Er verweist bei dieser Gelegenheit auf die Nothwendigkeit ,
bei der Geschäftsordnung strenge stehen zu bleiben , nach wel¬
cher die Kammer nur dann auf eine Beschwerde einzugebeu
habe , wenn der Beschwerdeführer nachgewiesen habe , daß er

sich an die Staatsdehörden gewendet habe . Er glaubt , daß
diesen Weg jener Advvcal , der sich durch die besprochene Ver¬

fügung angegriffen geglaubt , oder der ganze Advocatenstand ,
wenn sie ihn allgemein berührt , mit einer Beschwerde hatte
an die Regierungsbehörden sich wenden sollen .

Rindeschwender reclamirt sein Recht als Abgeordneter
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jeden Mißbrauch , der zu seiner Kenntniß gelange , der Kam¬

mer vorzukragen , und wiederholt , daß , wenn ccr Herr Reg .

Kommissar ein Mißverständnis ; unterstelle , das Hotgericht
seine Rede nicht nur wörtlich besessen, souderwauch vor seiner

Ebrenverwahrung das Landkagobiatt erschienen sey , aus bei¬

den aber ein Angriff gegen das Hofgericht von s-. iner Seite

überall gewiß nicht m t Recht entnomuieu werden könne .
Staatsr . Reben ins gibr das Recht des Abgeordneten zu,

Mißbräuche der Kammer aiiziizeigeil , er wurde aber , wenn

er anwesend gewesen wäre , veriangk haben , daß der Auwald ,
der sich beschwert geiuudeu , sich vorher an daSSlaatsiiiiuiste -

rium zu wenden habe .

Aschbach rechtfertiget sein Stillschweigen in jener schon

erwähnten Sitzung gegen die Beschuldiguiigeii desHv 'gerickts ,
und bestätigt , daß dasselbe jener , Vorgang überhaupt ganz

irrig aufgetaßt habe , indem in jener Äeußrrung des Abg .

Rin de sch wender durchaus der unterstellte Sinn nicht ge¬

legen , und von dessen bekannter Rechtlichkeit nicht unterstellt
werden könne . Er habe aber auch darum geschwiegen , weil

aus der allgemeinen Fassung des Ho gerichtsdecrels aller¬

dings hervorgegaugili sey , daß das Hv 'gericht zu Rastadt

jener Justitzministerialverfugung Folge gegeben habe , und er
daraus habe eurnchme » müssen , daß dasselbe einen Verstoß

gegen die Gesetze darin nicht erblickt habe . Er glaube in

seiner Stellung als Abgeordneter sich zum blinden Verthei -

diger der Interessen eines Standes um so weniger , als er

ihm augehöre , berufen , - und sehe sein Schweigen um so

mehr gerechtfertigt , als er außerdem heute für seinen Wi¬

derspruch eine unangenehme Beschämung hätte erfahren
müssen , nachdem das Hofgericht jener Verfügung allerdings
Folge gegeben und die Gesetzlichkeit derselben vertheidigt
habe . Er müsse übrigens der Kammer überlassen , ob sie
eine persönliche Beleidigung einzelner Abgeordneter zu ihrer

Sache machen wolle , alS ihm , selbst gekrankt , ein Urtheil
darüber nicht zustehe , für seine Person aber hoffe er polle
Genugthnung in der Entscheidung der öffentlichen Meinung

zu finden .
Mittermaier betrachtet die einzehendc Ehrcnverwah -

rung des Hofgerichts gleich einem zugeschickten Eremplar
einer Truckschrift , das man all acta zu legen habe . Jeder
Volksvertreter habe keinen anderen Richter als sein Gewis¬
sen und die öffentliche Meinung , welcke sowohl über uns
als das Verfahren des Hofgerichts in dieser Sache richten
werde , und unterstützt deßhalb den Antrag ans Tagesord¬

nung . Tie Oeffentlichkeit unserer Verhandlungen würde

Nachweisen , daß von einem Angriffe gegen das Hofgericht
überall nickt die Rede gewesen sey , und zugleich die irrige
Voraussetzung bericktigen , daß ein Abgeordneter einen Miß -
brauck , der ihm in einem andern Staude , dem er etwa

üoch angeböre , bekannt geworden sey, nicht geltend machen
köliue . Hätte das Hofgerickt aber den Abgeordn . Rinde -

sckwender als Advokaten angreifen wollen , so sey die

Kammer offenbar nicht die Stelle , an die rS sich zu wenden

gehabt hätte .
Bekk bemerkt auf die Frage , ob das Hosizerickt sich

mit einer Ehrenvcrwahrung au die Kammer habe wenden
können , daß das Recht für die einzelnen Ralle wobl un¬

bestreitbar angenouimen werden muffe , und er freue sich ,
daß es gesckeben sey , weil er es für einen Beweis ansehe '

für die stets zunehmende Gewalt der öffemlicken Meinung .
Er sckließe sich übrigens dem Anträge der Kommissiv » an ,
weil er nickt einsehe , wie eine Beschwerde daiaut begrün - •

dct werden könne , und beruft sich auf eine früher geniackte

Aeußerung eines Abgeordneten , hier müsse man den Tadel

in die eine Tasche stecken , in die andere das Lob bei an¬
derer Gelegenheit .

Ueber die Frage aber , ob jene Verfügung wirklich ver¬

fassungswidrig sey , bleibe er noch immer derselben Mei¬

nung , und wenn das Hck
'
gericht sage , daß es sick nicht

um ein Erecutiv -Mittel zur Beitreibung von Rückständen
der Vergangenheit handle , so handle es sick wenigstens um

Rückstände , welche die Zukunft bringen werde , also immer¬

hin von einem Erecutiv - Mittel . Wenn aber das Holge -

richt überhaupt die Berechtigung des Justizministerii ver -

theidige , Prokuratoreu abzusetzen , so könne er dieß um so

weniger begreifen , als es selbst bei den vom Staate be¬

soldeten Dienern , über die ihm doch eine größere Gewalt

zustehcn müsse , nicht behauptet werden könnte .
Ter Präsident bittet die Redner , nur auf den Gegen¬

stand der Tagesordnung sich zu verbreiten , indem lediglich
der Antrag der Petitions -Kommission , nicht aber jene Jn -

stizministertalverfügung zur Tiskussion ausgesetzt sey.

Welker glaubt , daß derAbg . Rindeschwendereben¬

sowohl Recht gehabt habe , die Sache hier zur Sprache zu

bringen , als daß das Hosgericht berechtigt gewesen sey,
eine Eingabe an die Kammer zu macken , weil kein ihm be¬

kanntes Gesetz es ihm verbiete . In der Sache selbst un¬

terscheidet er zweierlei , und zwar 1 ) ob dem Abg . Rin -



deschwender eine Ehrengenugthuung gegeben , und 2 )
ob in Beziehung auf das Hofgericht zur Tagesordnung ge¬
schritten werden solle . In Beziehung auf die erste Frage
scheint es ihm unerläßlich zur Ehre unscrs Collegcn , als
der ganzen Kammer , sich entschieden auf eine ihm genug -
thuende Weise auszusprechen , weil es sich hier nicht von
der Beschuldigung eines Einzelnen , sondern von der An¬

klage einer achtbaren Stelle handle , und durch aktenmäßige
Beweise nachgewiescn sey , daß der Beschuldigte sich nichts
habe zu Schulden kommen lassen , was den leisesten Tadel
verdiene . Was aber die zweite Frage betreffe , so stehe
uns allerdings der Weg der Beschwerde zu, er glaube aber ,
daß eine sonst achtbare Stelle hier von irrigen Ansichten
ausgegangen sey , und widersetze sich also in dieser Bezie¬
hung dem Antrag der Kommission keineswegs .

v . Rotteck bestreitet die Behauptung von den Banken
der Regierung , daß das Hofgericht nicht berechtigt sey,
Eingaben an die Kammer zu machen , indem er glaube ,
daß der § . 67 . der Verfassung hierher nicht bezogen werden
könne , keine andere Bestimmung dasselbe aber verbiete .

Das Hofgcricht , als diejenige moralische Person , welche
lediglich Recht zu sprechen habe , werde sich allerdings nicht
an die Kammer zu wenden berechtigt seyn , und habe sich
auch nicht an dieselbe gewendet ; in einer andern Bedeutung
aber , nämlich als der Inbegriff der zur Zeit vorhandenen
Personen , werde es sich dagegen eben so an die Kammer

zu wenden berechtigt seyn , wie jede andere staatsbürgerliche
Gemeinschaft , wie es z . B . in dieser Bedeutung einer hohen
Person seine Aufwartung machen könne .

In Beziehung auf die Sache selbst theile er zwar nicht
die Meinung , überall den Tadel in die eine Tasche zu stek-
ken, in die andere aber das Lob , wenn er es auch in die¬

sem Falle zu thun gemeint sey, weil er glaube , daß es voll¬
kommen genüge , wenn durch die Oeffentlichkcit der Ver¬

handlung dem Urtheil der öffentlichen Meinung alle Aktenstücke
vorgelegt seyen . Tie Ehre zweier achtbaren Mitglieder aber

sehe er keineswegs angegriffen durch den offenbar unrichti¬
gen , aus der Luft gegriffenen und anmaßenden Angriff des
Hofgerichts .

Staatsr . Nebenius wiederholt seine frühere Behaup¬
tung , daß das Hofgericht als Hofgericht keine Eingabe bei
der Kammer zu machen habe , erklärt sich aber darin mit dem
Redner einverstanden , daß allen einzelnen Gliedern desselben

oder allen zusammen allerdings diese Befugniß zustehc , nur
hätten sie in diesem Falle weder die Firma des Hofgerichts zu
gebrauchen , noch Akten einzusendcn .

Rettig v . K . bestätigt seine in der Commission geäußerte
Meinung , daß der Antrag derselben in diesem Falle zu mild
sey . Das Hofgericht sey nicht nur so unglücklich gewesen , den

Abgeordneten hier mir dem Advokaten und Hofgerichtsrath
zu verwechseln , sondern es sey auch in seiner Eingabe in Be¬
ziehung auf sich selbst eine Verwechslung unterlaufen , in¬
dem es in der Rubrik den Namen „ Hofgericht " gebrauche ,
während bei der Unterschrift „ der Präsident , sämmtliche
Räche und Assessoren " gegen die gewöhnliche Ausfertigungs¬
formel gebraucht worden sey , und müsse dabei also einen an *
dern Zweck gehabt haben , entweder um einen Einzelnen nich?
allein dem Urtheil Preis zu geben , oder damit zu sagen , der
Titel des Hofgerichts im Eingänge habe nichts zu bedeuten .
Diese Vermischung der moralischen Person mit den Einzelnen
habe nicht nur die Verschiedenheit der Ansichten zwischen dem
Herrn Commiffär der Regierung und dem Berichterstatter
hervorgerufen , sondern sie setze die Kammer auch in die un¬
angenehme Lage , nicht blos mit der Tagesordnung sich zu
begnügen .

Aus diesen Gründen unterstütze er den ersten Antrag des
Abg . Welker in Beziehung auf die Ehrenerklärung des Abg .
Rindeschwender , und wünsche , daß eine Mißbilligung gegen
das Hofgericht nicht nur ausgesprochen , sondern auch auf
dem gesetzlichen Wege die Regierung gebeten werde , es da¬
hin mitzulhcilen .

Gerbet unterstützt beide Anträge , und begründet dieselbe
in gleichem Sinn und Geiste .

v . Rotteck erläutert , daß in dem Berichte der Commis¬
sion ebensowohl eine scharfe Mißbilligung als die gewünschte
Ehrenerklärung enthalten sey . Mehr scheine ihm nicht noth -
wendig , weil er die Ehre jener Abgeordneten durch ungerechte
Angriffe nicht veletzt sehe , und einen zu großen Werth auf
solche Vorwürfe nicht gelegt zu sehen wünsche . Dessen un¬
geachtet werde er in die nachdrücklichste Ehrenerklärung ein¬
stimmen , wenn es zur Genugthuung der betreffenden Mitglie¬
der gereiche .

Merk spricht sich eben so dahin ans , daß es mit der im
Bericht ausgesprochenen Mißbilligung vollkommen genüge ,
daß mit dem Uebergang zur Tagesordnung die strengste Miß¬
billigung ausgesprochen sey , eine Ehrenerklärung aber um
so überflüssiger sey , als die Ehre jener Abgeordneten so klar
da stehe , wie die Sonne .

Rindeschwender und Aschbach erklären sich be¬
ruhigt , wenn die Ansicht von der Kammer getheilt werde .

Es erheben sich viele Mitglieder , dieß zu bestätigen ,
und die Kammer beschließt die Tagesordnung .

Redaeteur: A - L- Grimm , erster Secretär der zweiten Kammer. Verleger : Buchhändler § h- Th. Gross .
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